MUSTERDIENSTVERTRAG April 2013 
Voraussetzungen:

1 Die Angestellte unterliegt dem Mindestlohntarif und nicht dem BAGS-Kollektivvertrag. Für diese Arbeitsverträge gibt es die Möglichkeiten der Durch​rechnung, wie sie der BAGS-Kollektivvertrag vorsieht, nicht. Regelungen betreffend Durchrechnung und Zuschlägen bei Mehr- oder Überstunden ergeben sich aus dem AZG (Bundesgesetz …)
Frau



…………………………………………………………
SV-Nr. Geburtsdatum:
…………………………………………………………
Geburtsort:


…………………………………………………………

Staatsbürgerschaft:

…………………………………………………………
Wohnadresse:


…………………………………………………………
Kinder:


…………………………………………………………
im folgenden „Dienstnehmerin“ genannt, und der Verein





…………………………………………………………




…………………………………………………………
im Folgenden „Dienstgeber“ genannt, 

schließen nachstehenden 

ArbeitsvertRag
1 Beginn, Vertragsdauer

Das Dienstverhältnis beginnt am ___________ und ist auf unbefristete Zeit vereinbart.
Für den Beginn des Dienstverhältnisses wird eine Probezeit für die Dauer eines Monats vereinbart, während der das Dienstverhältnis von beiden Seiten ohne Angabe von Gründen jederzeit gelöst werden kann. 

2 Dienstverwendung
Die Dienstnehmerin wird als Angestellte eingestuft. 
Die Dienstnehmerin wird als ____________ (Funktion) zur Verrichtung folgender Tätigkeiten aufgenommen: (Beschreibung der Tätigkeiten)
3 Dienstort

Als Dienstort gilt der Standort des Arbeitgebers in ___________________.
Der Arbeitgeber behält sich vor, die Dienstnehmerin vorübergehend oder auf Dauer an einen anderen Dienstort zu versetzen, begrenzt auf das Gebiet _______________.
4 Anzuwendende Rechtsquellen

Auf das Dienstverhältnis findet der Mindestlohntarif für Angestellte in privaten Kinderbetreuungseinrichtungen Anwendung.

5 Einstufung
Die Dienstnehmerin wird im Gehaltsschema des Mindestlohntarifs Artikel II Punkt A / Punkt C (Nichtzutreffendes streichen!) in das Verwendungsgruppenjahr _________ eingestuft.
Folgende Vordienstzeiten sind bei der Einstufung in das geltende Gehaltsschema berücksichtigt: (frühere Arbeitgeber, beschäftigt als…, Dauer der Arbeitsverhältnisse):
Helferin
Die nächste Vorrückung findet am ____________ statt.

6 Vereinbartes Gehalt
Mit Beginn des Arbeitsverhältnisses beträgt das Grundgehalt für die geleistete Normalarbeitszeit monatlich € ____________ brutto.

Die Sonderzahlungen (Urlaubsbeihilfe, Weihnachtsremuneration) berechnen sich nach dem Mindestlohntarif. Auszahlung wie? 
7 Fälligkeit des Gehalts, bargeldlose Überweisung
Das laufende Gehalt wird jeweils am Letzten eines Kalendermonats fällig.

Die Gehaltszahlung ist auf folgendes Girokonto der Dienstnehmerin zu überweisen:



Kontonummer

…………………………….



Kreditinstitut:

…………………………….



Bankleitzahl:  

…………………………….

Die Zahlung hat so rechtzeitig zu erfolgen, dass der Dienstnehmerin der gesamte Betrag am Monatsletzten auf ihrem Konto zur Verfügung steht.

8 Arbeitszeit

Die wöchentliche Normalarbeitszeit beträgt ______ Stunden.
Die Arbeitszeit wird wie folgt aufgeteilt:
Wochentage mit Beginn und Ende der Arbeitszeiten: ________________________________
Lage der Pausen: _____________________________________________________________

Innerhalb des gesetzlichen und kollektivvertraglichen Rahmens verpflichtet sich die Dienst​nehmerin zur Leistung angeordneter Mehrabeitsstunden.
Die Dienstnehmerin hat die Anzahl der geleisteten Arbeitsstunden zu erfassen und dem Arbeitgeber nach Ablauf eines jeden Monats zur Gegenzeichnung vorzulegen. 
9 Erholungsurlaub

Die Dienstnehmerin hat Anspruch auf Erholungsurlaub im Ausmaß von 30 Werktagen / … Arbeitstagen jährlich.

Für die Bemessung des Urlaubsanspruches werden folgende Vordienstzeiten angerechnet:

___________________________________________________________________________
10 Reisekosten

Der Ersatz von Reisekosten und Diäten erfolgt nur bei ausdrücklich vom Dienstgeber angeordneten Dienstreisen nach voriger Vereinbarung.
Die Verwendung eines Privatfahrzeugs der Dienstnehmerin ist nur dann gestattet, wenn vor Antritt der Dienstreise eine ausdrückliche Bewilligung des Arbeitgebers eingeholt wurde.
Es werden die tatsächlichen Fahrtkosten (2. Klasse des öffentlichen Verkehrsmittels) bzw das amtliche Kilometergeld, Tages- und Nachtgelder in der steuerlich anerkannten Höhe bzw. die tatsächlichen angefallenen Nächtigungskosten vergütet. 

11 Verfall von Ansprüchen seitens des DN

Ansprüche (Überstunden, Mehrstunden…) müssen binnen sechs Monaten nach Fälligkeit bei sonstigem Verfall geltend gemacht werden. Nach Ablauf dieser Verfallsfrist können keine Ansprüche mehr geltend gemacht werden.

12 Dienstverhinderung

Ist die Dienstnehmerin durch Krankheit oder Unglücksfall an der Leistung ihrer Dienste verhindert, hat sie den Arbeitgeber davon unverzüglich zu verständigen. 

Im Fall einer Dienstverhinderung aus wichtigen, ihre Person betreffenden Gründen (§ 8 Abs 3 AngG) ist die Dienstnehmerin verpflichtet, unverzüglich ab Kenntnis den Arbeitgeber von der Verhinderung zu verständigen.
13 Kündigung

Für die Kündigung des Dienstverhältnisses gelten die Bestimmungen des § 20 AngG. 
Das Dienstverhältnis kann vom Arbeitgeber jeweils zum fünfzehnten und letzten Tag jedes Monats gekündigt werden.
14 Schlussbestimmungen

Mit Inkrafttreten dieses Dienstvertrages treten sämtliche zwischen den Vertragsparteien in Bezug auf das Dienstverhältnis geschlossene Vereinbarungen schriftlicher oder mündlicher Art außer Kraft. Mündliche Nebenabsprachen wurden nicht getroffen. Jede Änderung, Ergänzung oder teilweise Aufhebung dieses Vertrages bedarf der Schriftform.
Die Dienstnehmerin ist verpflichtet, alle Änderungen ihrer Personalien (Name, Familienstand, Zahl der Kinder) und ihrer Wohn- bzw. Zustelladresse dem Arbeitgeber ehestmöglich bekannt zu geben.

Ort, Datum ________________________

    ___________________________



__________________________

          Für den Arbeitgeber





  Dienstnehmerin 
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